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Dr. Gerd Landsberg 
ist seit dem 1. Januar 1998 
Geschäftsführendes Präsidialmitglied 
des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund vertritt die Interessen 
der Kommunalen Selbstverwaltung der 
Städte und Gemeinden in Deutschland 
und Europa. Über seine Mitglieds- 
verbände repräsentiert er rund 12500 
Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 
Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 
Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 
Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 
Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 
Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 
Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 
Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund Sachsen-
Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 
Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

Teilhabepakete für Hartz IV-Kinder 
statt Erhöhung der Regelsätze! 
 
Der DStGB schlägt vor, die Vorga-
ben des Bundesverfassungsge-
richts zu den Hartz IV – Regelsät-
zen für Kinder durch sog. Teilha-
bepakete umzusetzen. 
In seiner Entscheidung Anfang Feb-
ruar 2010 hatte das Gericht das 
Grundrecht auf Gewährung eines 
menschenwürdigen Existenzmini-
mums erstmalig konkretisiert und 
festgelegt, dass der Staat jedem Hil-
febedürftigen diejenigen materiellen 
Voraussetzungen gewährleisten 
muss, die für seine physische Exis-
tenz und ein Mindestmaß an Teilhabe 
am gesellschaftlichen, kulturellen und 
politischen Leben unerlässlich sind. 
Gleichzeitig hat es betont, dass es 
dem Gesetzgeber freigestellt bleibt, 
ob er das Existenzminimum durch 
Geld-, Sach- oder Dienstleistungen 
sichert.  
 
Sozialpolitik im 21. Jahrhundert ist 
Bildungspolitik! 
Der Gefahr, dass schulpflichtige Kin-
der von Hartz-IV-Empfängern ohne 
hinreichende staatliche Leistungen in 
ihren Möglichkeiten, später ihren 
Lebensunterhalt aus eigenen Kräften 
bestreiten zu können, eingeschränkt 
werden, muss begegnet werden. 
Bildung ist die entscheidende Zu-
kunftsfrage für unsere Gesellschaft. 
Nur mit besserer Bildung kann 
Deutschland die Wettbewerbs- und 
Innovationsfähigkeit sowie die Zu-
kunft des Sozialstaates sichern und 
die Herausforderungen des demo-
graphischen Wandels meistern. Sozi-
alpolitik im 21. Jahrhundert ist Bil-
dungspolitik.  
 
Bildung findet nicht nur in der Schule 
statt. Auch Volkshochschulen, Musik-

schulen, zahlreiche Kultureinrichtun-
gen wie z.B. Bibliotheken sowie die 
Sportvereine leisten hier einen we-
sentlichen Beitrag u.a. zur sozial-
emotionalen Persönlichkeitsbildung. 
 
Teilhabepakete statt höherer Hartz 
IV Sätze 
Der existenzielle Bedarf eines Kindes 
muss sich an seinen Entwicklungs-
phasen ausrichten und an dem, was 
für seine Persönlichkeitsentfaltung 
erforderlich ist. Der DStGB schlägt 
vor, die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts zu den Hartz IV – Re-
gelsätzen für Kinder durch sog. Teil-
habepakete umzusetzen. Die Eltern 
sollten über das Jobcenter für ihr 
Kind einen sog. Stadtausweis erhal-
ten, über den das Kind Standardleis-
tungen zur gesellschaftlichen Teilha-
be in Anspruch nehmen kann.  
 
Dazu gehören je nach Alter des Kin-
des und den örtlichen Gegebenheiten 
folgende Leistungsmerkmale: 
 
- Mitgliedschaft in einem Sportverein 
 
- Nutzung öffentlicher Bibliotheken  
 
- Teilnahme an Fortbildungsveran-
staltungen der örtlichen Volkshoch-
schule 
 
- einige Stunden in der Musikschule 
 
- vergünstigter Eintritt für Schwimm-
bäder und Museen und Theater 
 
- ggf. das unentgeltliche Schulessen 
 
- Schulbedarfspakete (Taschenrech-
ner, Ersatzfüller, bzw. einige Stunden 
Förderunterricht) 
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Effektiv, unkompliziert und ohne 
Ausgrenzung  
Diese Teilhabepakete müssten 
weitgehend standardisiert werden, 
aber auch dem jeweiligen örtlichen 
Angebot Rechnung tragen. Die 
Kosten müsste der Bund über das 
Jobcenter den Kommunen erstat-
ten.  
 
Schon jetzt bieten viele Städte auf 
freiwilliger Basis Kindern von Hartz 
IV-Empfängern derartige Leistun-
gen an. Diese Angebote könnten 
durch die Teilhabepakete ausge-
weitet und dauerhaft finanziert 
werden. Gleichzeitig wird sicher-
gestellt, dass die notwendigen 
Finanzmittel tatsächlich die Teilha-
be der Kinder am gesellschaftli-
chen Leben ermöglichen.  

Ein solcher Schritt ist besser, ef-
fektiver und zielführender als die 
Erhöhung der Regelsätze. 
 
Das System vermeidet zudem 
unnötige Bürokratie, wie sie etwa 
durch ein Einzelgutscheinsystem 
entstehen kann.  
 
Wenn die gleichen Leistungen 
über den Stadtausweis für alle 
Kinder – dann aber gegen Entgelt 
– angeboten werden, kann das 
System der Teilhabepakete gesell-
schaftlich-soziale Ausgrenzungen 
vermeiden. Die Angewiesenheit 
auf staatliche Unterstützungsleis-
tung ist für Außenstehende so 
nicht erkennbar.  
 
 

Familienpolitische Leistungen 
auf den Prüfstand! 
Die Politik muss außerdem endlich 
die Kraft finden, alle familienpoliti-
schen Leistungen des Staates auf 
den Prüfstand zu stellen und dafür 
zu sorgen, dass sie zielgenauer 
insbesondere den bedürftigen 
Kindern zu Gute kommen. 
Deutschland zahlt zum Beispiel 
eines der höchsten Kindergelder in 
der EU und trotzdem ist der Effekt 
zu gering, dass heißt, die Kinder-
armut steigt. Zukünftige Kinder-
gelderhöhungen sollten deshalb – 
nach skandinavischem Vorbild – 
vorrangig in eine bessere Infra-
struktur für Kinder (Kindergärten 
und Schulen) als in Geldleistungen 
organisiert werden.   
 

        Berlin, 08. April 2010 


